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Das Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur nimmt zum Entwurf eines Behindertengleichstellungsgesetzes, eines Schlichtungsstellengesetzes und einer Novelle zum Behinder​teneinstellungsgesetz (Beilage 1), dem Entwurf des „Forum Gleichstellung“ (Beilage 2) und dem Bericht der Arbeitsgruppe von 1999 (Beilage 3) wie folgt Stellung:

Zum Entwurf eines Behindertengleichstellungsgesetzes, eines Schlichtungsstellengesetzes und einer Novelle zum Behinderteneinstellungsgesetz (Beilage 1):

Zu Artikel 1 (Bundesgesetz über die Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen – Behinder​tengleichstellungsgesetz – BGStG):

Zur Verfassungsbestimmung in Artikel I:

Die Verfassungsbestimmung des Artikel I greift tief in die Kompetenzregelungen des Artikels 14 B-VG, insbesondere Art. 14 Abs. 3 lit. b und Art. 14 Abs. 6 B-VG, ein. Dem klaren Wortlaut dieser Bestimmung nach wäre im Hinblick auf die bauliche Ausstattung auch von Pflichtschulen der Bund in Gesetzgebung und Vollziehung zuständig. Im Sinne des Artikel II § 1 läge es somit am Bundes​gesetzgeber, durch entsprechende Bundesgesetze sowie weiters durch Vollziehung durch Bundes​organe die Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen dort zu beseitigen, wo beispiels​weise eine öffentliche Pflichtschule nicht barrierefrei zugänglich ist (siehe auch die entsprechenden Ausführungen zu Artikel II § 4). Die Ausführungen in den Erläuternden Bemerkungen, wonach die Verfassungsbestimmung nicht bestehenden Kompetenzbestimmungen beispielsweise in Bereichen wie Bauwesen oder Verkehr derogiere, stehen mit dem klaren Wortlaut des Artikel I in Wider​spruch. Sollte die Verfassungsbestimmung tatsächlich lediglich die Entscheidung über das Vor​liegen von Diskriminierung und daraus abgeleitete Schadenersatzansprüche in die Zuständigkeit des Bundes übertragen, so könnte allenfalls – vorbehaltlich einer näheren Überprüfung – Artikel 10 Abs. 1 Z 6 B-VG eine ausreichende verfassungsrechtliche Grundlage für Bundesgesetz und Bundesvollziehung darstellen.

Es wird daher angeregt, den Gesetzestext in dieser Verfassungsbestimmung im Zusammenhang mit den Ausführungen in den Erläuterungen klarer zu fassen.

Zu Artikel II § 1:

Da das Gesetzesziel maßgebend für die Auslegung der einzelnen Bestimmungen ist, wäre anzuregen, dass nicht nur die Begriffe „Diskriminierung“ und „Behinderung“ in den §§ 3 und 9f ausgeführt werden, sondern auch die unbestimmten Gesetzesbegriffe „gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft“ und die „selbstbestimmte Lebensführung“ näher bestimmt werden.

Zu Artikel II § 4 (Barrierefreiheit):

Ausgehend von der Definition der Barrierefreiheit in Art. II § 4 des Entwurfes ergeben sich in Zusammenhang mit den Bestimmungen des Art. II §§ 8 und 9 betreffend die (un-)mittelbaren Diskriminierungen generell (wie bereits ausgeführt) Auswirkungen in Bezug auf die bauliche Aus​stattung von Einrichtungen oder Anlagen, die im weitesten Sinne dem Ressortbereich zuzuordnen sind (z.B. Schulen, Amtsgebäude, Bundesmuseen). Auf Grund des durch Art. I vorgesehenen Voll​zuges durch den Bund auch in Angelegenheiten, die entsprechend dem Bundes-Verfassungsgesetz durch die Länder zu besorgen (und damit auch finanziell abzudecken) wären, erscheint in Umge​hung des Konnexitätsgrundsatzes des § 2 des Finanz-Verfassungsgesetzes 1949 die Möglichkeit von Sonderzahlungsströmen außerhalb des jeweiligen Finanzausgleiches eröffnet, die für das Budgetkapitel 12 zu nicht vorhersehbaren Auswirkungen führen dürfte. Dies würde beispielsweise zur Folge haben, dass die rund 3000 volksschulerhaltenden Gemeinden rechtlich zulässig vom Bund behindertengerechte Umbauten verlangen könnten. Auf den diesbezüglichen Widerspruch in den Erläuternden Bemerkungen zu Artikel I wurde bereits hingewiesen. 

Für den Bereich der Museen und der Österreichischen Nationalbibliothek ergäbe sich durch § 4 im Zusammenhang mit § 9 („Kulturangebote“) folgendes Bild:

Die Bundesmuseen und die Österreichische Nationalbibliothek sind bereits bisher bestrebt, die Zugänglichkeit und die Nutzbarkeit ihrer Kulturangebote für einen möglichst großen Kreis von Interessierten zu ermöglichen. So wurde bereits bisher angestrebt, durch bauliche Sanierungsmaß​nahmen die Schaffung bzw. Erleichterung der räumlichen Zugänglichkeit der Ausstellungsbereiche für Menschen mit Behinderungen zu gewährleisten. Darüber hinaus wird nach Möglichkeit ver​sucht, die Nutzungsbedürfnisse behinderter Menschen in das museale Angebot einzubeziehen, so werden beispielsweise an manchen Museen spezielle Führungen für Sehbehinderte und Menschen mit Hörbehinderung angeboten.

Leider sind den Bestrebungen einer Behindertengleichstellung aus Gründen des Denkmalschutzes, des Baurechtes und auf Grund der Budgetknappheit Grenzen gesetzt. Bei den Räumlichkeiten, in denen die Bundesmuseen und die Österreichische Nationalbibliothek untergebracht sind, handelt es sich teilweise um alte Gebäude, die unter Denkmalschutz stehen. Die einzelnen Museen sind weiters teilweise auf eine Vielzahl kleinerer Standorte aufgesplittert. 

Zur Finanzierung der in § 1 Bundesmuseen-Gesetz 2002 aufgezählten vollrechtsfähigen Bundes​museen und der Österreichischen Nationalbibliothek stellt der Bund diesen Einrichtungen eine jährliche so genannte Basisabgeltung zur Verfügung. Diese Basisabgeltung ist als Fixbetrag, d.h. ohne jährliche Valorisierung, in § 5 Abs. 4 bzw. § 15 Abs. 1 Bundesmuseen-Gesetz 2002 festgelegt.

Zusammenfassend würde eine Anpassung des Kulturangebotes der Bundesmuseen und der Öster​reichischen Nationalbibliothek an die Erfordernisse des vorliegenden Entwurfes des Behinderten​gleichstellungsgesetzes Folgekosten in derzeit unabsehbarer Höhe verursachen, wobei die Relation zur wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der einzelnen Einrichtungen fraglich erscheint.

Abschließend erhebt sich noch im Zusammenhang mit den kostenmäßigen Auswirkungen die Frage, ob nicht bei der Barrierefreiheit doch der Einsatz von Hilfsmitteln oder persönliche fremde Hilfe zugelassen werden sollte.

Zu Artikel II § 6 (Gebärdensprache):

Die Anerkennung der Gebärdensprache als eigenständige Sprache sowie das Recht auf Verwendung der Gebärdensprache und auf Verständigung mittels anderer geeigneter Kommunikationshilfen oder Methoden bedarf keiner Verfassungsbestimmung. Lediglich dann, wenn die österreichische Gebär​densprache neben der deutschen Sprache als Amtssprache gelten soll, bedarf es einer Verfassungs​bestimmung. In diesem Fall wären im Rahmen der Vollziehung Ämter, Schulen, Universitäten und sämtliche anderen Einrichtungen bzw. Anstalten mit Gebärdendolmetschern auszustatten. Die Erläuterungen zu § 6 nehmen Bezug auf die deutsche Sprache als Staatssprache der Republik und bringen somit entgegen dem Wortlaut des Entwurfstextes zum Ausdruck, dass sehr wohl eine Gleichstellung der Gebärdensprache mit der Staatssprache beabsichtigt ist. Es darf darüber hinaus die Frage der Vermittlung der Gebärdensprache im Rahmen des schulischen Bildungsbereiches (sowie die entsprechende Eignung von LehrerInnen) nicht außer Acht gelassen werden, zumal einerseits das Forum „Gleichstellung“ im Rahmen des § 17 ihres Entwurfes (Beilage 2) ein „Recht auf inklusive Bildung ohne Einschränkung“ (z.B. Recht auf gesamte Unterrichtserteilung in der Gebärdensprache durch gebärdensprachengeprüftes Lehrpersonal) artikuliert hat und es andererseits die offene Verordnungsermächtigung in Abs. 4 für die Bundesregierung, „die näheren Einzelheiten zu bestimmen“, zu beachten gilt. 

Für den Fall der gesetzlichen Anerkennung der Gebärdensprache als Staatssprache wird daher darauf hingewiesen, dass dadurch zusätzliche Kosten vor allem im Schulbereich entstehen. Obwohl die Anzahl der SchülerInnen, die ausschließlich in Gebärdensprache kommunizieren können, auf Grund der medizinischen und technologischen Entwicklungen nur mehr sehr gering ist und für diese Schülergruppe auch jetzt schon entsprechende Vorsorge getroffen wird, hätten auf Grund der vor​gesehenen gesetzlichen Verankerung der Gebärdensprache künftig auch jene SchülerInnen mit anderen Kommunikationsmöglichkeiten das Recht auf Gebärdensprache bzw. bilingualen Unter​richt. In diesem Fall müsste nach ho. Auffassung bei einer Kostenberechnung von der Gesamt​population aller gehörlosen bzw. hochgradig schwerhörigen SchülerInnen ausgegangen werden. 

Zu Artikel II § 9:

Im Hinblick auf die Definition des Begriffes „Diskriminierung“ wäre es systemkonform, in dieser Bestimmung zusätzlich darzulegen, dass auch dann, wenn die Beseitigung der die Benachteiligung begründenden Bedingungen zu unverhältnismäßigen Belastungen führen, eine Diskriminierung vorliegt, lediglich die damit verbundenen Rechtsfolgen (§ 12) im Hinblick auf die unverhältnis​mäßige Belastung nicht eintreten bzw. die mit der Diskriminierung verbundene Pönalisierung hier nicht vorliegt. Entsprechend wäre § 9 Abs. 5 anzupassen. 

In diesem Zusammenhang sollten aus dem Geltungsbereich des § 9 Abs. 3 Z 1 ausdrücklich jene Bereiche von Bildungsgebäuden ausgenommen werden, deren Nutzung notwendigerweise nur durch Personen erfolgen kann, die nicht der Definition des § 3 BGStG entsprechen (z.B. Besuch einer HTL für Tiefbau schließt Behinderungen aus, die es unmöglich machen, den darauf basierenden Beruf auszuüben oder, wenn behinderte (blinde) Eltern die Schule besuchen, sollte es nicht notwendig sein, sämtliche Werkstätten im Gebäude akustisch entsprechend auszustatten).

Zu den Erläuterungen:

Abgesehen von den bereits zu Artikel I und Artikel II § 6 angeführten Divergenzen zwischen Gesetzestext und Erläuternden Bemerkungen darf noch auf folgendes hingewiesen werden:

Als Kompetenzgrundlage wird u.a. Artikel 14 B-VG angeführt. Abgesehen davon, dass Artikel 14 B-VG nicht die einzige Rechtsgrundlage im Schulwesen darstellt, genügt der bloße Hinweis auf Artikel 14 jedenfalls nicht. Vielmehr wären die einzelnen Gesetzespassagen, die ihre verfassungs​rechtliche Grundlage in Artikel 14 oder 14a B-VG haben, im Detail anzuführen. Nur daraus kann abgeleitet werden, ob bzw. welche Teile der Gesetzesvorhaben im Nationalrat mit den erhöhten Quoren zu beschließen sind.

Grundsätzlich wird zu den finanziellen Auswirkungen (da es sich um einen Vorbegutachtungs​entwurf handelt, werden vorerst keine diesbezüglichen Aussagen getroffen) bemerkt, dass, abgese​hen zu bereits ausgeführten Bemerkungen zur Kostenfrage, derzeit keine genauen Summen genannt werden können. Allenfalls werden Kontakte zwischen den Ressortvertretern als nützlich angesehen, um die durch gegenständlichen Gesetzesentwurf entstehenden Anforderungen an das Ressort abzu​klären und die Kostenauswirkungen seriös abklären zu können. Es erscheint wichtig, dass dem Gesetzesentwurf vor dem Einbringen in den Ministerrat ein realistischer Kostenansatz beigefügt wird, weil bei der Beschlussfassung der zu erwartende überaus hohe Betrag bewusst sein muss! In diesem Zusammenhang wird angemerkt, dass allein die Erfassung eines realistischen Kosten​satzes nur mit erheblichem zeitlichen, technischen und finanziellen Aufwand abgeschätzt werden kann (z.B. durch die BIG). Gerade das Bildungsressort hätte im Vergleich zu den anderen Ressorts den „größten Brocken“ dieser Kosten zu tragen (allein ca. 500 Bundesschulen, die ca. 75 % der öffentlichen Bauten ausmachen – sowohl in von der BIG verwalteten, wie auch in Anlage C-Objekte; dazu kommen noch teilweise kulturhistorische Bauten, sowie die in der Stellungnahme ausgeführten ca. 3000 Pflichtschulgebäude).

Zu Artikel 3 (Änderung des Behinderteneinstellungsgesetzes):

Zur Verfassungsbestimmung in Artikel I:

Auf die Ausführungen zur Verfassungsbestimmung in Artikel I (BGStG) wird verwiesen.

Zum Entwurf des „Forum Gleichstellung“ (Beilage 2):

Zu Artikel II § 17 (Inklusive Bildung):

In Österreich wurde eine große Anzahl von Aspekten der inklusiven Bildung bereits durch die vor​handenen gesetzlichen Bestimmungen erfasst. Eine Weiterführung integrativer Maßnahmen – vor allem im Bereich der Berufsausbildung – wäre im Hinblick auf die Verbesserung der Chancen für SchülerInnen mit Behinderungen für die Berufszuführung und Eingliederung in das Berufsleben eine zielführende und wichtige Maßnahme. Erste Schritte in diese Richtung sind bereits mit der Änderung des Berufsausbildungsgesetzes 2003 erfolgt.

Zum Bericht der Arbeitsgruppe von 1999 (Beilage 3):

Bei den in Beilage 3 (Seite 94 bis 105) angeführten Punkten handelt es sich um die auf Grund der seinerzeitigen Verhandlungen mit den Vertretern der Behindertenorganisationen offen gebliebenen Fragen, bei denen sich am Standpunkt des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur keine Änderungen ergeben haben.

Weiters enthält das Studienförderungsgesetz (Seite 106 bis 112) keine behindertenbenachteiligen​den Bestimmungen. Seit der Novelle zum Studienförderungsgesetz durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 23/1999 wurde dieses Gesetz weitere dreimal, zuletzt durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 75/2003 novelliert und auf Grund des Bundesgesetzes BGBl. II Nr. 262/1999 eine Verordnung über die Gewährung von Studienbeihilfe für behinderte Studierende erlassen.

Wien, 10. März 2004

Für die Bundesministerin:

Dr. RONOVSKY  
F.d.R.d.A.:

(Amon eh.)
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